
Aktenzeichen: 3 AZR 1030/94 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat

I. Arbeitsgericht 
Mainz

Urteil vom 30. Januar 1996
- 3 AZR 1030/94 -
'Urteil vom 15. Oktober 1993- 6 Ca 923/93 -

II. Landesarbeitsgericht 
Rheinland-Pfalz

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Urteil vom 26. September 1994 
- 11 Sa 150/94 -

EntscheidungsStichwort:
Arbeitszeitverlängerung für Rettungssanitäter

Gesetz:
Tarifvertrag über Arbeitsbedingungen für Angestellte, Arbei­
ter und Auszubildende des Deutschen Roben Kreuzes (DRK-TV)
§ 14 Abs. 2; BAT § 15 Abs. 2; TVG § 1 Auslegung; GG Art. 3 
Abs. 1; BetrVG § 87 Abs. 1 Nr. 2 und 3

Leitsätze:
1. Das Deutsche Rote Kreuz darf nach dem Tarifvertrag über 
die Arbeitsbedingungen seiner Arbeitnehmer (DRK-TV) die re­
gelmäßige tägliche und wöchentliche Arbeitszeit durch einsei­
tige Erklärung verlängern.
2. Die Arbeitszeitverlängerung nach § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 
DRK-TV setzt voraus, daß die Arbeitnehmer zum einen nur Anwe­
senheit an der Arbeitsstelle, zum anderen Arbeitsleistungen 
schulden, die sich aus dem jeweils auftretenden Bedarf erge­
ben. Sie dürfen auch Nebenarbeiten verrichten, die zur Erfül­
lung ihrer bedarfsorientierten Aufgaben erforderlich sind.
3. § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV ist auch dann anwendbar, 
wenn die Anwesenheitszeiten als Ärbeitsbereitschaft anzusehen 
sind und dem Arbeitnehmer nicht lediglich eine dem Bereit­
schaftsdienst entsprechende Leistung abverlangt wird.
4. Für eine Arbeitszeitverlängerung nach § 14 Abs. 2 Unter­
abs. 3 DRK-TV ist aber erforderlich, daß der größere Teil der 
Arbeitszeit auf die Anwesenheitszeiten und der geringere Teil 
auf bedarfsorientierte Vollarbeit einschließlich der Nebenar­beiten entfällt.
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3 AZR 1030/94
11 Sa 150/94 Rheinland-Pfalz

Verkündet am 
30. Januar 1996

Im Namen des Volkes!

U r t e i lBartel,
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 30. Januar 1996 durch den Vorsit 
zenden Richter Dr. Heither, die Richter Kremhelmer und 
Bepler sowie die ehrenamtlichen Richter Furchtbar und 
Schmitthenner für Recht erkannt:
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom
26. September 1994 - 11 Sa 150/94 - wird zu­
rückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen .

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  s

Die Parteien streiten darüber, in welchem Umfang der Beklag­
te nach § 14 Abs. 2 des Tarifvertrages über Arbeitsbedingungen 
für Angestellte, Arbeiter und Auszubildende des Deutschen Roten 
Kreuzes (DRK-TV) die regelmäßige Arbeitszeit verlängern durfte.

Der Beklagte beschäftigt den Kläger in der Rettungswache 
0 als Rettungssanitäter. Der Kläger hat nach Alarmierung
durch die Rettungsleitstelle den Krankenwagen zu dem jeweiligen 
Einsatzort zu fahren. Das Fahrzeug hat er täglich zu überprüfen. 
Er arbeitet im Schichtdienst. Eine Schicht läuft von 8.00 Uhr bis 
16.00 Uhr, die andere von 8.00 Uhr bis 8.00 Uhr. Schon vor Beginn 
des Arbeitsverhältnisses (1. März 1981) hatte der Beklagte nach 
§ 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV die regelmäßige wöchentliche Ar­
beitszeit verlängert. Zuletzt hat er sie durch Aushang vom 
5. März 1993 auf 54 Stunden verlängert. Auf das Arbeitsverhältnis 
ist kraft beiderseitiger Tarifbindung der DRK-TV anzuwenden.

§ 14 DRK-TV in der Fassung des 12. Änderungstarifvertrages 
vom 1. Juli 1992 enthält folgende Regelungen:
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"§ 14
Regelmäßige Arbeitszeit

(2) Die regelmäßige Arbeitszeit kann verlängert 
werden bis zu zehn Stunden täglich (durch­
schnittlich 47 Stunden wöchentlich), wenn 
in sie regelmäßig eine Arbeitsbereitschaft 
von durchschnittlich mindestens zwei Stun­
den täglich fällt,
bis zu 11 Stunden täglich (durchschnittlich 
51 Stunden wöchentlich), wenn in sie regel­
mäßig eine Arbeitsbereitschaft von durch­
schnittlich mindestens drei Stunden täglich 
fällt,
bis zu 12 Stunden täglich (durchschnittlich 
56,5 Stunden wöchentlich), wenn der Mitar­
beiter lediglich an der Arbeitsstelle anwe­
send sein muß, um im Bedarfsfall vorkommen­
de Arbeiten zu verrichten.

(5) Der Mitarbeiter ist verpflichtet, sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Ar­beitgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um 
im Bedarfsfälle die Arbeit aufzunehmen (Be­
reitschaftsdienst) . Der Arbeitgeber darf 
Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu 
erwarten ist, daß zwar Arbeit anfällt, er­
fahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeits­
leistung überwiegt.

Für Mitarbeiter im Rettungsdienst und Krankentransport 
schreibt die Protokollnotiz vom 31. Dezember 1990 zu § 14 Abs. 2 
DRK-TV vor:

"Die Möglichkeit zur Verlängerung der regelmäßi­
gen Arbeitszeit nach § 14 Abs. 2 DRK-Tarifvertrag 
wird wie folgt eingeschränkt:
Ab 1. Juli 1991:
§ 14 Abs. 2 a: Von 49 Stunden/Woche auf 47 Stun- 
den/Woche.

4
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§ 14 Abs. 2 b: Von 54 Stunden/Woche auf 51 
den/Woche.
§ 14 Abs. 2 c: Von 60 Stunden/Woche auf 
56,5 Stunden/Woche.
Ab 1. Januar 1993:
§ 14 Abs. 2 a; Von 47 Stunden/Woche auf 45 Stun­
den/Woche .
§ 14 Abs. 2 b: Von 51 Stunden/Woche auf 49 Stun­
den/Woche .
§ 14 Abs. 2 c: Von 56,5 Stunden/Woche auf 
54 Stunden/Woche."

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Voraussetzungen 
des § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 (= Buchst, c) DRK-TV seien bei seiner 
Tätigkeit nicht erfüllt. Diese Tarifvorschrift sei nur anzuwen- 
den, wenn Arbeiten lediglich ausnahmsweise und gelegentlich an­
fielen. Er habe in nahezu jeder Schicht mindestens eine Einsatz­
fahrt und außerdem regelmäßig Nebenarbeiten ausführen müssen.
Nach seiner Aufstellung für die Monate März bis August 1992 habe 
sich seine tägliche Arbeitsleistung auf 19,80 % bis 33,97 % der 
Anwesenheitsstunden belaufen. Seine Tätigkeit habe aus Einsatz­
fahrten, Fahrzeugcheck, Aufräumen und Reinigen des Fahrzeugs,
Auffüllen der Medikamente, Schreibarbeiten und Umziehen bestan­
den. Für eine Arbeitszeitverlängerung nach § 14 Abs. 2 Unter­
abs. 3 DRK-TV genüge es nicht, daß auf volle Arbeitsleistungen 
weniger als die Hälfte der Anwesenheitszeit entfalle. Vielmehr 
sei es erforderlich, daß bei weniger als der Hälfte der abgelei­
steten Schichten eine volle Arbeitsleistung anfalle.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet sei, 
den Kläger ab dem 1. Oktober 1992 nach § 14 
Abs. 2 Unterabs. 2 des Tarifvertrages über Ar-
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beitsbedingungen für Angestellte, Arbeiter und 
Auszubildende des Deutschen Roten Kreuzes zu be­
schäftigen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat ge­
meint, § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV und die Protokollnotiz zu 
dieser Vorschrift hätten die angeordnete Arbeitszeitverlängerung 
auf 56,5 Stunden wöchentlich bis 31. Dezember 1992 ur.d auf 
54 Stunden wöchentlich ab 1. Januar 1993 ermöglicht.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen und\<iie

\

Revision zugelassen. Mit der Revision verfolgt der Kläger seinefe^ 
Klageantrag weiter.

E n t s c h e i d a n g s g r u n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben die 
Klage zu Recht abgewiesen. Der Beklagte hat die regelmäßige wö­
chentliche Arbeitszeit wirksam auf durchschnittlich 56,5 Stunden 
bis 31. Dezember 1992 und auf durchschnittlich 54 Stunden ab
1. Januar 1993 verlängert.

I. Die Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV, der 
dem § 15 Abs. 2 BAT entspricht, sind nach dem Wortlaut, der Sy­
stematik und dem Zweck des Tarifvertrages erfüllt.

1. Nach § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV kann die regelmäßige Ar­
beitszeit verlängert werden, wenn der Arbeitnehmer lediglich an
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der Arbeitsstelle anwesend sein muß, um im Bedarfsfall vorkommen­
de Arbeit zu verrichten. Die unter diese Vorschrift fallenden Ar­
beitnehmer schulden zum einen ihre Anwesenheit an der Arbeits­
stelle, zum anderen Arbeitsleistungen, die sich aus dem jeweils 
auftretenden Bedarf ergeben. Eine derartige Beschäftigung übt der 
Kläger aus. Den ganz überwiegenden Teil seiner Arbeitszeit bilden 
die Anwesenheitszeiten. Nach der eigenen Aufstellung des Klägers 
erbringt er im Monatsdurchschnitt nur zwischen 19,80 % bis 
33,97 % seiner Arbeitszeit volle Arbeitsleistungen. Seine Arbeit 
besteht in erster Linie darin, nach Alarmierung durch die Ret­
tungsleitstelle mit einem Krankenwagen zum jeweiligen Einsatzort 
zu fahren. Bei den übrigen Tätigkeiten handelt es sich um bloße 
Nebenarbeiten, die zur Erfüllung seiner bedarfsorientierten Auf­
gabe erforderlich sind. Zum Teil hängen diese Nebenarbeiten von 
Art und Umfang der einzelnen Einsätze ab (Aufräumen und Reinigen 
des Fahrzeugs, Auffüllen der Medikamente, Anfertigen eines Be­
richts). Zum Teil dienen sie der sofortigen Einsatzbereitschaft 
(Fahrzeugcheck, Umkleiden).

2. Für eine ArbeitsZeitverlängerung nach § 14 Abs. 2 Unter- 
abs. 3 DRK-TV ist außerdem erforderlich, daß der Arbeitnehmer 
überwiegend Arbeitsbereitschaft und nur zu einem geringeren Teil 
bedarfsorientierte Vollarbeit leistet. Auch diese Voraussetzung 
ist im vorliegenden Fall erfüllt.

a) § 14 Abs. 2 DRK-TV erlaubt wegen der geringeren Beanspru­
chung der Arbeitnehmer Arbeitszeitverlängerungen. In den erfaßten 
Fällen erbringt der Arbeitnehmer zu einem erheblichen Teil keine 
volle Arbeitsleistung. § 14 Abs. 2 Unterabs. 1 und 2 DRK-TV set-
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zen voraus, daß regelmäßig in einem bestimmten Mindestumfang Ar­
beitsbereitschaft anfällt. Unter Arbeitsbereitschaft sind "Zeiten 
wacher Achtsamkeit im Zustande der Entspannung" zu verstehen 
(ständige Rechtsprechung, vgl. u.a. BAGE 18, 273, 276= AP Nr. 1 
zu § 15 BAT; BAGE 51, 131, 137 f. = AP Nr. 7 zu § 15 BAT, zu 
I 3 a der Gründe, m.w.N.). Da die Arbeitsbereitschaft dem Arbeit­
nehmer eine Entspannung ermöglicht, belastet sie ihn erheblich 
weniger als Vollarbeit. Wartezeiten von Rettungssanitätern zwi­
schen ihren Einsätzen sind auch dann als Arbeitsbereitschaft zu 
werten, wenn dabei keine völlige Entspannung eintritt, weil mit 
einer jederzeitigen Arbeitsaufnahme gerechnet werden muß. Ledig­
lich "Splitterzeiten" von wenigen Minuten unterbrechen die Voll­
arbeit nicht (BAGE 51, 131, 138 f. = AP Nr. 7 zu § 15 BAT, zu 
I 3 a der Gründe; BAG Urteil vom 24. September 1992 - 6 AZR 
101/90 - AP Nr. 24 zu § 15 BAT).

b) § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV ist auch dann anwendbar, wenn 
die Anwesenheitszeiten als Arbeitsbereitschaft anzusehen sind und 
dem Arbeitnehmer nicht lediglich eine dem Bereitschaftsdienst 
entsprechende Leistung abverlangt wird. Die Anforderungen des Be­
reitschaftsdienstes sind noch geringer als die einer Arbeitsbe­
reitschaft. Der Bereitschaftsdienüt als solcher zählt zur Ruhe­
zeit. Er ist nur eine Aufenthaltsbeschränkung verbunden mit der 
Verpflichtung, bei Bedarf unverzüglich tätig zu werden. "Wache 
Achtsamkeit" wird nicht verlangt Der Arbeitnehmer kann ruhen 
oder sich sonstwie beschäftigen md muß nicht von sich aus tätig 
werden, sondern nur auf Anweisung des Arbeitgebers. Dieser Inhalt 
des Bereitschaftsdienstes ergibt sich aus der in § 14 Abs. 5 DRK- 
TV enthaltenen Begriffsbest;.mmu g. Danach liegt ein Bereit-
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schaftsdienst vor, wenn sich der Arbeitnehmer an einer vom Ar­
beitgeber bestimmten Stelle aufhalten muß, "um im Bedarfsfall die 
Arbeit aufzunehmen". Dagegen verlangt § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 
DRK-TV, daß der Arbeitnehmer an der Arbeitsstelle anwesend sein 
muß, "um im Bedarfsfall vorkommende Arbeiten zu verrichten".
Diese Bestimmung enthält nach ihrem Wortlaut nicht nur eine stär­
kere Beschränkung des Aufenthaltsortes, sondern sieht auch mehr 
Initiative der Arbeitnehmer beim Tätigwerden vor. Die Arbeitneh­
mer müssen nicht nur die im Bedarfsfall vorkommende Arbeit auf 
Anforderung des Arbeitgebers "aufnehmen", sondern von sich aus 
diese Arbeiten "verrichten". Bereits die unterschiedliche Wort­
wahl in der gleichen Vorschrift deutet auf einen unterschiedli­
chen Regelungsinhalt hin. Für § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV 
kommt es auf die Unterscheidung zwischen Arbeitsbereitschaft und 
Bereitschaftsdienst nicht an.

3. Die Vollarbeit muß aber weniger als die Hälfte der regelmä­
ßigen Arbeitszeit ausmachen. Entgegen der Auffassung des Klägers 
setzt § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV nicht voraus, daß der Ar­
beitnehmer "nur ausnahmsweise und gelegentlich anfallende Arbei­
ten zu verrichten hat". Eine derartige Einschränkung läßt sich 
dem Tarifvertrag nicht entnehmen.

a) Die Worte "im Bedarfsfall" sprechen nicht für die vom Kläger 
vertretene enge Auslegung. Im Gegenteil: Nach allgemeinem Sprach­
gebrauch kann ein Bedarfsfall in jeder Schicht auftreten. Da die 
Tarifvertragsparteien den Ausdruck Bedarfsfall ebenfalls ira wei­
ten Sinne verstanden, haben sie die Befugnis des Arbeitgebers zur 
Anordnung eines Bereitschaftsdienstes durch eine zusätzliche Be-
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Stimmung eingeschränkt. Nach § 14 Abs. 5 Satz 2 DRK-TV muß zu er­
warten sein, "daß zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die 
Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt". Für eine unterschiedliche 
Bedeutung des Begriffs "Bedarfsfall" in ein und demselben Tarif­
vertrag gibt es keine ausreichenden Anhaltspunkte.

b) Auf Sinn und Zweck der Arbeitszeitverlängerung kann sich der 
Kläger nicht berufen. Eine für die Arbeitszeitverlängerung erfor­
derliche geringere Beanspruchung des Arbeitnehmers liegt auch 
dann vor, wenn die AnwesenheitsZeiten den überwiegenden Teil der 
Arbeitszeit ausraachen und auf die bedarfsorientierte Vollarbeit 
der geringere Teil der Arbeitszeit entfällt.

c) Ebensowenig gebietet eine verfassungskonforme Auslegung div 
vom Kläger geforderte Einschränkung. Die Tarifvertragsparteien 
wollen zwar im Zweifel Regelungen treffen, die mit zwingendem hö­
herrangigem Recht zu vereinbaren sind (BAG Urteil vom 7. Februar 
1995 - 3 AZR 402/94 - AP Nr. 6 zu § 4 TVG Verdiensteicherung, zu 
II 2 d der Gründe). Entgegen der Ansicht des Klägers verstößt es 
aber nicht gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG, daß 
für die nach § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV verlängerte regelmä­
ßige Arbeitszeit - im Gegensatz zu dem nach § 14 Abs. 5 DRK-TV 
angeordneten Bereitschaftsdienst - keine zusätzliche Arbeitsver­
gütung zu zahlen ist.

§ 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV setzt voraus, daß die regel­
mäßige Arbeitszeit überwiegend aus Anwesenheitszeiten besteht und 
der Arbeitnehmer dementsprechend weniger beansprucht wird. Wegen 
dieser geringeren Belastung darf die regelmäßige Arbeitszeit ver-
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längert werden. Dagegen hängt der Bereitschaftsdienst nach § 14 
Abs. 5 DRK-TV nicht vom Umfang der Beanspruchung während der re­
gelmäßigen Arbeitszeit ab. Er ist außerhalb der regelmäßigen Ar­
beitszeit zusätzlich zu erbringen. Für diese zusätzliche Leistung 
erhält der Arbeitnehmer eine zusätzliche Vergütung. Die geregel­
ten Sachverhalte sind demnach nicht vergleichbar. Zumindest ist 
die unterschiedliche Vergütungsregelung nicht willkürlich im 
Sinne des Art. 3 Abs. 1 GG, sondern sachlich gerechtfertigt.

d) Die vom Kläger vertretene Auffassung würde dazu führen, daß 
die Arbeitszeitverlängerung nach § 14 Abs. 2 Unterabs. 3 DRK-TV 
bei Arbeitnehmern im Rettungsdienst und Krankentransport kaum in 
Betracht käme. Dies entspricht jedoch nicht den Vorstellungen der 
Tarifvertragsparteien. Sie haben in die Anlage 2 "Sonderregelung 
für das Personal im Rettungsdienst und Krankentransport" eine 
Protokollnotiz zu § 14 Abs. 2 DRK-TV aufgenommen und darin die 
Arbeitszeitverlängerung nach § 14 Abs. 2 Buchst, c (= Unter­
abs. 3) DRK-TV eingeschränkt. Außerdem schreibt § 4 Abs. 1 Satz 2 
der Anlage 2 für derartige Arbeitszeitverlängerungen eine erhöhte 
Verpflegungsmehraufwandsentschädigung vor. Im Zweifel wollen die 
Tarifvertragsparteien jedoch keine praktisch bedeutungslose Rege­
lung schaffen (vgl. BAG Urteil vom 22. August 1995 - 3 AZR 
42/95 - ZTR 1995, 558 f., zu II 3 der Gründe).

4. Aus der Systematik des § 14 Abs. 2 DRK-TV und dem Regelungs­
zweck ergibt sich, daß die Anwesenheitszeiten überwiegen müssen.
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An die Arbeitszeitverlängerung nach § 14 Abs. 2 ünterabs. 3 
DRK-TV sind gesteigerte Anforderungen zu stellen. Nach § 14 
Abs. 2 ünterabs. 1 und 2 DRK-TV darf regelmäßig nicht mehr als 
acht Stunden täglich Vollarbeit anfallen (10 bzw. 11 Stunden Ar­
beitszeit abzüglich mindestens zwei bzw. drei Stunden Arbeitsbe­
reitschaft). § 14 Abs. 2 ünterabs. 3 DRK-TV begnügt sich nicht 
damit, den Mindestumfang der regelmäßig anfallenden Arbeitsbe­
reitschaft zu erhöhen, sondern verlangt deutlich mehr. Mit der 
Formulierung "lediglich anwesend sein muß, um ..." werden die An­
wesenheitszeiten in den Vordergrund gerückt. Die regelmäßige Ar­
beitszeit darf nur dann nach § 14 Abs. 2 ünterabs. 3 DRK-TV ver­
längert werden, wenn der größere Teil der regelmäßigen Arbeits­
zeit auf Anwesenheitszeiten und der geringere Teil auf bedarfs­
orientierte Vollarbeit einschließlich Nebenarbeiten entfällt. 
Diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall unstreitig erfüllt.

II. Die Arbeitszeitverlängerung bedurfte weder einer arbeitsver­
traglichen Abrede noch der Zustimmung des Betriebsrats.

1. Wie das Landesarbeitsgericht richtig erkannt hat, erweitert 
§ 14 Abs. 2 DRK-TV ebenso wie der wortgleiche § 15 Abs. 2 BAT das 
Weisungsrecht des Arbeitgebers. Er wird ermächtigt, die Arbeits­
zeit seiner Arbeitnehmer unter den tarifvertraglichen Vorausset­
zungen einseitig zu verlängern. Mit dieser Auffassung ist das 
Landesarbeitsgericht der ständigen Rechtsprechung des Bundesar­
beitsgerichts gefolgt (BAGE 51, 131, 140 = AP Nr. 7 zu § 15 BAT,
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zu I 4 der Gründe; BAGE 58, 19, 25 = AP Nr. 11 zu § 15 BAT, zu 
II 3 a der Gründe; BAG Urteil vom 24. September 1992 - 6 AZR 
101/90 - AP Nr. 24 zu § 15 BAT, zu II 1 der Gründe). Es besteht 
kein Anlaß, diese Rechtsprechung aufzugeben, gegen die sich der 
Kläger nicht gewandt hat und die in der Literatur geteilt wird 
(vgl. u.a. Böhm/Spiertz/Sponer/Steinherr, BAT, Stand: Oktober 
1994, § 15 Rz 48; Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese, BAT, Stand: 
Januar 1995, § 15 Erl. 10 b aa; Uttlinger/Breier/Kiefer/Hoffmann/ 
Pühler, BAT, Stand: Februar 1995, § 15 Erl. 13).

2. Der Betriebsrat hat nach § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG nur über 
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pau­
sen sowie die Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wo­
chentage mitzubestimmen. § 87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG räumt ihm le­
diglich bei einer vorübergehenden Verkürzung oder Verlängerung 
der betriebsüblichen Arbeitszeit ein Mitbestimmungsrecht ein. 
Diese Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats erstrecken sich nicht 
auf die Dauer der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (ständi­
ge Rechtsprechung des BAG, vgl. u.a. BAGE 51, 131, 140 = AP Nr. 7 
zu § 15 BAT, zu I 4 der Gründe; BAGE 73, 291, 303 = AP Nr. 22 zu 
§ 23 BetrVG 1972, zu B III 2 c aa der Gründe; h.M. in der Litera­
tur, vgl. Fitting/Kaiser/Heither/Engels, BetrVG, 18. Aufl., § 87 
Rz 88 ff., m.w.N.).

Dr. Heither Kremhelmer Bepler
Furchtbar Horst Schmitthenner
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